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Außenminister unter sich: Adalberto Rodríguez Giavarini und
Joschka Fischer.

(dpa-Foto)

Argentiniens Außenminister
Adalberto Rodríguez Giavarini hat
seinen zweitägigen Aufenthalt zu
Wochenbeginn in Berlin als „po-
sitiv“ bewertet. Bei der Rückkehr
nach Buenos Aires am Mittwoch
zeigte sich Giavarini „zufrieden
mit den Gesprächen“ in der deut-
schen Hauptstadt. Bestätigt wurde
dabei  auch der Argentinien-Be-
such von Bundeskanzler Gerhard
Schröder, der am 30. August zu
einem zweitägigen Aufenthalt in
Buenos Aires eintreffen wird.

Am Dienstag war der Außen-
minister in Berlin mit seinem deut-
schen Amtskollegen Joschka Fi-
scher zusammengetroffen. Im Mit-
telpunkt des „ausführlichen Mei-
nungsaustauschs“ der beiden Po-
litiker habe der in der Vorwoche
beendete ALCA-Gipfel in Quebec
sowie die Freihandelsverhandlun-
gen zwischen der EU und dem
Mercosur gestanden, hiess es aus
dem Sitz des Aussenministeriums
in Buenos Aires, dem Palacio San
Martín. Giavarini war von Quebec
aus direkt nach Berlin gereist.

Er habe Fischer in Berlin gebe-

Rodríguez Giavarini in Berlin
Außenminister kritisiert Handelsbeschränkungen / Schröder-Besuch bestätigt

ten, „schnellstmöglich wieder ar-
gentinische Fleisch-Exporte ins
Land zu lassen“, erklärte Giavari-
ni. Von der „Bitte“ ausgenommen
sei jedoch das als Krankheitsüber-

träger vor allem für BSE so ge-
nannte „Fleisch am Knochen“. Er
habe Fischer auch da-rauf hinge-
wiesen, dass Argentinien die von
der EU geforderten sanitären Stan-

dards nach dem Autreten von bis-
lang 291 MKS-Fällen im Land
mittlerweile sogar „übertreffe“,
sagte der Aussenminister nach sei-
ner Rückkehr.

Das Treffen mit Fischer war der
Höhepunkt der Kurzreise Giavari-
nis, der aus Anlass eines interna-
tionalen Wirtschaftsforums in die
deutsche Hauptstadt gekommen
war. Am Rande der Tagung traf
Giavarini auch mit dem Chef der
Welthandelsorganisation (WTO),
Mike Moore, zu-sammen.

Vor Politikern und Wirtschaft-
lern kritisierte Giavarini dabei ei-
nen „von den Industrieländern im-
plementierten Agrarschutz durch
das GATT“. Dieser behindere das
Wachstum unserer Wirschaft, sagte
der Aussenminister. Die Export-
subventionen auf Agrarprodukte
durch die Industrieländer müssten
„mit allen Beteiligten diskutiert“
werden. Argentinien unterstütze
daher eine „neue, multilaterale
Verhandlungsrunde“, die bei der
IV. WTO-Ministerkonferenz im
November 2001 in Katar gestartet
werden soll.

Der dritte Gipfel der 34 Regie-
rungs- und Staatschefs des amerika-
nischen Kontinents in Quebec, Ka-
nada, verlief am vergangenen Wo-
chenende wie erwartet ohne substan-
tielle Fortschritte. Der erste Gipfel
in Miami im Dezember 1994 hatte
die Verhandlungen zur Bildung ei-
ner Freihandelszone von Alaska bis
Feuerland formell eingeläutet. Am
zweiten Gipfel in Santiago, Chile,
wurden 1998 keinerlei Fortschritte
verzeichnet. Unterdessen trafen sich laufend die Unterhändler, die über
ein Dutzend verschiedene Sachfragen verhandelten.

Die Handelsminister hatten vor zwei Wochen in Buenos Aires den
jüngsten Gipfel von Quebec vorbereitet. Ein bisher geheim gehaltenes
Dokument von mehreren hundert Seiten war verabschiedet worden, aber
über tausend Vorbehalte zeugten davon, dass keinerlei Einigkeit be-
steht, wie es zur Freihandelszone auf dem amerikanischen Kontinent
kommen soll. In den Medien wird diesbezüglich dauernd kolportiert,
dass über 800 Millionen Menschen einen gemeinsamen Wirtschafts-
raum bilden, dessen Bruttoinlandsprodukt addiert wird, ebenso der Aus-
senhandel, als ob solche Zahlen wirtschaftlich relevant wären.

Der Gipfel in Quebec, wo über 20.000 Aktivisten randalierten, so

dass die Konferenz hinter Gittern mit
Polizeischutz stattfand, bestätigte
den Konsens von Buenos Aires hin-
sichtlich der Fristen für ALCA. Da-
nach sollen die Verhandlungen vor
2005 abgeschlossen und ein Jahr da-
nach von 34 Parlamenten ratifiziert
werden. Freilich werden die Ver-
handlungen nur beendet werden,
wenn alle Partner sich in sämtlichen
Streitpunkten einig sind. Jedes Land
besitzt das Vetorecht. Bei über tau-

send Vorbehalten ist kaum anzunehmen, dass die Einigkeit bis Ende
2004 verwirklicht werden kann.

In Quebec wurde auch die längst angekündigte Demokratieklausel
gebilligt. Sie heisst im Klartext, dass nur Länder, die durch repräsenta-
tive Demokratien regiert werden, Mitglieder der Freihandelszone sein
können. Ob das im Fall eines Militärputsches oder einer willkürlichen
Auflösung des Parlaments wie weiland in Peru unter Fujimori zum Aus-
schluss des betreffenden Landes von der Freihandelszone führen wird,
bleibt dahingestellt. Präsident Hugo Chaves von Venezuela brachte den
Vorbehalt vor, dass in seiner Sicht die Demokratie nicht repräsentativ,
sondern partizipativ sein müsse, worunter man sich allerlei vorstellen
mag. Die Demokratieklausel, die auch im Mercosur gilt, entpuppt sich

ALCA-Gipfel ohne Fortschritte
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Randglossen
Die massgebenden Justizialisten wurden aus ihrer Ruhe aufgeschreckt,
als sie erfuhren, dass Staatsanwalt Carlos Stancanelli den Bundesrichter
Jorge Urso, der über den Waffenschmuggelskandal ermittelt, aufgefor-
dert hat, Expräsident Carlos Saúl Menem zu verhören. Hierzu soll das
sogenannte Delikt der illegalen Assoziation herhalten, indem Menem als
Landespräsident unterstellt wird, dass er als Bandenchef gehandelt habe,
um sich am Waffenschmuggel zu bereichern. Richter Urso könnte, so-
fern er Menem verhört, die Haft verfügen, weil das betreffende Delikt
mit mindestens fünf Jahren Gefängnis bestraft werden kann. Für die
Haftentlassung gelten höchstens drei Jahre. Menem ist gegenwärtig Vor-
standsvorsitzender der Justizialistischen Partei und erklärter Anwärter
auf die Präsidentschaftskandidatur seiner Partei für 2003. Die juristi-
sche Konstruktion des Bandenchefs ist entschieden an den Haaren her-
beigezogen und schmeckt nach politischer Rache, wie sie die Justiziali-
sten empfinden, so dass deren Bereitschaft zur Mitwirkung an Gesetzen
sichtlich abnimmt.

Frepaso-Chef Carlos „Chacho“ Alva-rez hat sich nach langem Gerangel in-
nerhalb seines Parteiensammelsuriums durchgesetzt und die Mitwirkung an
der Regierung Präsident de la Rúas in Gestalt des neuen Sozialministers Juan
Pablo Cafiero beschlossen. Mehrere Frepaso-Politiker sind inzwischen abge-
sprungen, wie es bei linkslastigen Parteien Argentiniens seit Jahrzehnten gang
und gäbe ist. Sie werden immer wieder vom Spaltpilz befallen und trennen
sich spinnefeind. Cafiero entstammt wie sein Vater, Altperonist Senator An-
tonio Cafiero, und sein Bruder, Abgeordneter Mario Cafiero, der Justizialisti-
schen Partei, die er vor zehn Jahren zusammen mit Alvarez und einem halben
Dutzend anderer Abspringer verliess. Dass er jetzt in einem Kabinett mit Ra-
dikalen und Republikanern Cavallos wirkt, hat er sich wohl damals nicht träu-
men lassen, als er auszog, die Welt in Argentinien ausserhalb der Justiziali-
sten zu verbessern. Vater und Bruder wirken in der Opposition, so dass die
politischen Gespräche im trauten Familienheim sicherlich an Würze gewin-
nen werden.

somit als eine übliche diplomatische Floskel unklarer Deutung.
Die US-Regierung, die mit Abstand die grösste Wirtschaft des Kon-

tinents vertritt, hat in Quebec die Position ihres Unterhändlers Robert
Zoellick nicht geändert. Zoellick hatte in Buenos Aires mitgeteilt, dass
die US-Agrarpolitik nicht in ALCA, sondern in der Welthandelsorgani-
sation (WHO) mit Europa und Japan verhandelt wird und dass Anti-
dumpingmassnahmen und andere Restriktionen gegen Importe rein na-
tionale Sache seien, die auch nicht in ALCA behandelt werden würden.

Damit verschloss die US-Regierung ihre Türen zur Öffnung der Märk-
te zugunsten Lateinamerikas und der Karibik. Das trifft insbesondere
die Mercosur-Länder, deren Exporte durch US-Subventionen zugun-
sten ihrer Landwirtschaft von 32 Milliarden Dollar im Jahr 2000 be-
nachteiligt werden und deren andere zahlreiche Produkte durch US-
Massnahmen behindert werden. Die US-Regierung hatte sich in Marra-
kesch 1995 als Abschluss der Uruguay-Runde im GATT, Vorläufer der
WHO, verpflichtet, die Agrarsubventionen abzubauen. Statt dessen

wurden neue und höhere Subventionen vergeben, worüber die US-Re-
gierung nicht verhandelt.

Ohne US-Konzessionen erschöpft sich ALCA lediglich als ein Vor-
stoss von US-Exporteuren, Präferenzmärkte in Lateinamerika und der
Karibik zu suchen, wie es ein Gesetz zur Förderung der US-Exporte der
Exekutive als Priorität vorschreibt. Die Präferenz bedeutet, dass US-
Exporte zollfrei in Lateinamerika und der Karibik eingeführt werden,
wogegen die gleichen Produkte aus Europa, Asien und anderen Her-
kunftsländern die jeweiligen nationalen Zollsätze bezahlen müssen, im
Fall Mercosur die Zollsätze der Zollunion. 

Kaum dass man sich in Lateinamerika und der Karibik dieses Tricks
bewusst wird, dürften die ALCA-Verhandlungen im Sand verenden und
sich in nichtssagenden Gipfelkonferenzen erschöpfen, die sicherlich
periodisch abgehalten werden, die nächste zu unbestimmten Zeitpunkt
in Argentina. Ein Gruppenfoto schliesst die umständliche diplomati-
sche Prozedur zuhanden der Weltöffentlichkeit ab.

Der Gouverneur von Catamar-
ca, Oscar Castillo, hat am Diens-
tag eine Resolution des Bildungs-
ministeriums der Provinz, in dem
der katholische Religionsunter-
richt zum Pflichtfach an allen öf-
fentlichen Schulen und für alle
Kinder erklärt wurde, für ungültig
erklärt. Damit folgte die Castillo-
Regierung dem Artikel 270 der
Provinzverfassung: „Die Provinz
garantiert den Religionsunterricht
in den Bildungszentren aller Stu-
fen gemäß der Glaubenszugehörig-
keit der Schüler immer dann, wenn
die entsprechende Religionsge-
meinschaft rechtlich anerkannt
ist.“ Der Dachverband jüdischer
Organisationen in Argentinien

(DAIA) hatte zuvor die Provinz-
regierung der Diskriminierung der
jüdischen Gemeinschaft
beschuldigt.

In dem jetzt von Castillo unter-
zeichneten Dekret heisst es, dass
„die Regierung von Catamarca mit
Datum 24. April die Abschaffung
der Resolution des Kultur- und Bil-
dungsministeriums der Provinz -
1566/99- angeordnet hat“, in dem
die Fächer „Religion und Religi-
onsunterricht“ in die „Educación
General Básica“ (EGB, Allgemei-
ner Grundunterricht) eingeschlos-
sen werden. Auch wurden die Re-
präsentanten der in der Provinz
gesetzlich anerkannten Religions-
gemeinschaften per Dekret aufge-

rufen, „ihre Meinung zu der Ge-
staltung des Lehrplans entspre-
chend der jeweiligen Glaubensge-
meinschaft zu äussern“.

Rubén Lejtman, Vorsitzender
des Provinzzweiges der DAIA in
Catamarca zeigte sich zufrieden.
Die Massnahme der Regierung
habe zur „Entschärfung der Situa-
tion“ beigetrage. Das Dekret sei
zugleich ein „wichtiger Schritt“
auf dem Wege zur Lösung eines
„grossen Problems“, wonach in
öffentlichen Schule seit Jahren
„alle Kinder gleichgemacht“ wür-
den. Die Nationalverfassung sei in
diesem Punkt „absolut klar und un-
missverständlich. Und daran hal-
ten wird uns“, sagte Lejtman. „Wir
halten daran fest, dass es im gan-
zen Land eine öffentliche, obliga-
torische, kostenlose und nichtreli-

Menem unter Druck
Der frühere Präsident Carlos Menem soll als möglicher Kopf der Bande

von Waffenschiebern vernommen werden. Einen entsprechenden Antrag
stellte die Staatsanwaltschaft am Dienstag in Buenos Aires. Ein Termin
wurde zunächst nicht bekannt. Menem stehe im Verdacht, von 1991 bis
1995 Chef einer illegalen Vereinigung zum Schmuggel von Waffen nach
Kroatien und Ecuador gewesen zu sein, hieß es zur Begründung.

Auch der frühere Verteidigungsministers Antonio Erman González und
Ex-Generalstabschef Martín Balza sollen vorgeladen werden. Sie sollen die
Organisatoren des illegalen Waffenhandels gewesen sein. Am vergangenen
Donnerstag hatte Untersuchungsrichter Jorge Urso bereits Untersuchungs-
haft für Menems Ex-Schwager und früheren Berater Emir Yoma angeord-
net, der ebenfalls in den Waffenskandal verwickelt sein soll.

Catamarca kassiert Religionsedikt
DAIA mit der Entscheidung Castillos „zufrieden“

giöse Schulbildung geben muss,
um nicht Unterschiede zwischen
den Kindern zu schaffen“, betonte
der DAIA-Chef von Catamarca.

Die DAIA hatte Anzeige erstat-
tet, als nach der Resolution des Bil-
dungsministeriums an den öffent-
lichen Schulen die Teilnahme am
katholischen Religionsunterricht
zur Pflicht für alle Schüler, unab-
hängig ihrer Konfession, gemacht
wurde. Der Verband ging dabei
von der Überzeugung aus, dass die
Anwendung des Artikels 270, wie
sie von der Regierung praktiziert
wurde, diskriminierend sei, da der
Religionsunterricht nicht gemäss
der Konfession des Schülers garan-
tiert werde. Das Ministerium hin-
gegen beharrte darauf, dass die
Resolution von 1999 sich im Ver-
fassungsrahmen bewege.
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WOCHENÜBERSICHT
Neuer Sozialminister

Juan Pablo Cafiero wird neuer
Minister für Soziales. Dies gab
Präsident Fernando de la Rúa am
Donnerstag vor der Presse be-
kannt. Mit der Ernennung des Fre-
paso-Politikers, der am Montag
vereidigt wird, ist der Juniorpart-
ner der Allianz damit nach 40 Ta-
gen wieder auf Ministerebene prä-
sent. Nach dem Rücktritt von Mar-
cos Makón (Frepaso) war das Amt
von Gesundheitsminister Héctor
Lombardo interimistisch geleitet
worden.

Pou entlassen
Präsident Fernando de la Rúa

hat am Mittwochabend den Präsi-
denten der Zentralbank, Pedro
Pou, entlassen. De la Rúa ent-
sprach damit einer Empfehlung
des Parlaments. Ein Untersu-
chungsausschuss hatte Pou vorge-
worfen, in den 90er Jahren bei der
Aufsicht über das Bankenwesen
versagt zu haben. Damals sollen
sich mehrere Banken in großem
Stil an Geldwäscheaktionen betei-
ligt haben. Zum Nachfolger Pous
wurde der bisherige Präsident der
Banco Nación, Roque Maccarone,
bestimmt.

Reform in Córdoba
Die „Unión por Córdoba“, die

in Córdoba unter Führung des Ju-
stizialismus regierende Koalition,
hat am Wochenende mit dem lo-
kalen Zweig von Cavallos Partei
„Acción por la República“ (AR)
vereinbart, eine umgehende Re-
form der Provinzverfassung auf

den Weg zu bringen. Die Verein-
barung bezieht sich auf das Ein-
kammersystem, das Gouverneur
José Manuel De la Sota zu Beginn
der Sitzungsperiode der Provinz-
legislative vorschlug. 

Reform in Catamarca
Unterdessen hat auch der Gou-

verneur von Catamarca, Oscar Ca-
stillo, eine Änderung der Provinz-
verfassung angekündigt. Diese
solle der Nationalverfassung ange-
glichen werden. Ziel ist eine Be-
grenzung der Wiederwahlbestim-
mungen und die Schaffung eines
Richterrates. Castillo wies aus-
drücklich darauf hin, dass eine
Reform den „Konsens der Bürger“
haben müsste. Die Vorsitzende des
„Frente Cívico y Social“ (Bürger-
und Gesellschaftsfront), Marta
Torres de Mansilla, erklärte, die
Verfassungsreform müsse „Vor-
rang“ haben.

Dilemma Aeroparque
Das Schicksal des Stadtflugha-

fens Aeroparque ist nach wie vor
ungewiss. Das im Januar vom da-
maligen Wirtschaftsminister José
Luis Machinea und Stadtregie-
rungschef Aníbal Ibarra unter-
zeichnete Akommen über die Er-
weiterung der Fläche durch Auf-
füllung des Río de la Plata wurde
vorerst in einer Kommission der
Stadtlegislative eingefroren. Es
werde auf zwei von der Stadt und
der Nation in Auftrag gegebene
Gutachten (Umwelt und Wirt-
schaft) gewartet, hiess es von of-
fizieller Seite.

Zu einem überraschenden Treffen kam es am Dienstag zwischen
Alfonsín und Cavallo. Ex-Präsident und Wirtschaftsminister stimmten
in dem 30 Minuten dauernden Gespräch in der Wohnung Alfonsíns in
der Kritik an Menem überein. Hauptthema aber war eine Art Solidari-
tätserklärung des UCR-Vorsitzenden für die Wirtschaftspolitik Caval-
los. Unausgesprochen blieb die Absicht, zu einer Beruhigung der Märkte
beizutragen.

Die Radikalen in der Provinz Buenos Aires bereiten sich vor dem
Hintergrund des Cavallismus der regierenden Allianz auf Internwahlen
vor. Allem Anschein nach wollen auch die Radikalen in der Hauptstadt
zu diesem Hilfsmittel greifen, wenn sie sich der Alternative ausgesetzt
sehen, dass sie ihre Kandidatenlisten Bewerbern der Acción por la
República öffnen müssen. Es handelt sich um die beiden bedeutend-
sten Wahldistrikte des Landes, in denen die UCR mehr als zwei Millio-
nen Mitglieder in einer Internwahl mobilisieren kann und ausserdem
noch die Parteiämter für die Legislativwahlen am 14. Oktober zur De-
batte stehen. Dazu aber geht es um das Thema, das die Radikalen plagt:
„Cavallo ja oder nein“.

Dabei werden zwei ideologische Konzepte aufeinanderstossen. Zum

einen der regierende Delaruismus mit seinen Alliierten und einem Bein
im rechten Zentrum. Zum anderen die unterschiedlichen Strömungen
des Alfonsinismus, deren Anhänger mit Raúl Alfonsín darin überein-
stimmen, weit entfernt von jedem neoliberalen Konzept zu stehen. An-
gesichts der cavallistischen Manöver vor der Öffentlichkeit, in denen
viele Radikale Aktionen des De-laruismus sehen, war es Alfonsín
höchstpersönlich, der am Donnerstag der vergangenen Woche eine Gren-
ze aufzeigte: „Wenn da irgendeiner von der Acción por la República
auf der Abgeordnetenliste der UCR steht, werde ich nicht Senatoren-
kandidat sein!“ Damit antwortete der Vorsitzende der Radikalen  auch
auf die Tatsache, dass die Stadträtin des Cavallismus, Alejandra Stur-
zenegger, für einen Sitz im Nationalsenat kandidieren wird.

Am Freitag machte der Radikalenchef einen letzten Versuch der
Annäherung bei Enrique „Japonés“ García, dem Bürgermeister von
Vicente López, - scheiterte jedoch. Am gleichen Tag beschloss die von
Juan Manuel Casella, dem Botschafter in Uruguay, geführte Fraktion,
zu der Senator Leopoldo Moreau und Ex-Innenminister Federico Storani
gehören, ihren Chef als Kandidat für den 1. Delegierten im Nationalko-
mitee aufzustellen.

Cavallo als Dilemma für Radikale
Internwahlen in der Provinz / Überraschendes Treffen mit Alfonsín

Kirchner-Kandidatur
Der Gouverneur von Santa

Cruz, Néstor Kirchner, hat seine
Präsidentschaftskandidatur für die
Wahlen 2003 lanciert. „Mit Arbeit
und Anstrengung können wir ein
gerechteres und würdigeres Ar-
gentinien errichten“, erklärte
Kirchner am Dienstag in Buenos
Aires im Beisein des Chefs der
Dissidenten-CGT, Hugo Moyano.

Bewerbung
Der Ex-Unterstaatssektetär für

Kultur, Luis Durán, hat seine Kan-
didatur für das Amt des Vorsitzen-
den der Stadt-PJ angemeldet. Über
seine Bewerbung werden die Mit-
glieder in den Internwahlen am 1.
Juli entscheiden.

Marsch auf Tucumán
Gruppen von Arbeitslosen und

Aktivisten der „Corriente Clasista
Combativa“ des Gewerkschafters
„Perro“ Santillian haben am Mon-
tag im Süden der Provinz Tu-
cumán einen Marsch auf die Pro-
vinzhauptstadt gestartet. Damit
soll gegen die Wirtschaftspolitik
der Provinzregierung demonstriert
werden.

Blauhelme
Der Staatssekretär für Militär-

angelegenheiten, Angel Tello, hat
am Mittwoch eine Armee-Einhei-
ten verabschiedet, die als Blauhel-
me der Vereinten Nationen auf Zy-
pern Dienst tun werden. Es han-
delt sich um ein Kontingent von
372 Offizieren und Unteroffizie-
ren aller drei Waffengattungen.

Streik
Zwei Gewerkschaften von An-

gestellten der Fluggesellschaften
Aerolíneas Argentinas und Au-
stral haben am Dienstag zu einem
Streik auf unbestimmte Zeit auf-
gerufen. Die Massnahme ist Aus-
druck des Protestes gegen die Ent-
lassungen, von denen bisher 170
Personen betroffen sind. Wie ver-
lautet, sollen im Rahmen von Ein-
sparungen, die vom Personal bei-
der Gesellschaften abgelehnt wer-
den, insgesamt 1.350 Angestellte
entlassen werden.

Bischöfe bei
de la Rúa

Hochrangige Kirchenvertreter
haben bei einem Treffen mit Prä-
sident Fernando de la Rúa am
Dienstag gefordert, dass die staat-
liche Hilfe für arbeitslose Haus-
haltsvorstände in Höhe von 160
Pesos monatlich „so viele Bedürf-
tige wie möglich“ erreiche. Mon-
signore Estanislao Karlic, Erzbi-
schof von Paraná und Episkopats-
vorsitzender, dessen Vertreter
Monsignore Eduardo Mirás, Erz-
bischof von Rosario und Kardinal
Jorge Bergoglio, Erzbischof von
Buenos Aires, sprachen rund eine
Stunde mit dem Präsidenten.

Radar illegal
Das Verkehrsgericht der Stadt

Buenos Aires hat am Donnerstag
die umstrittenen Radarkontrollen
für illegal erklärt. Von der Stadtre-
gierung wurde das Urteil als „ver-
fassungswidrig“ und „politisch
motiviert“ bezeichnet.
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Es existiert eine geballte Bür-
gerkraft in acht bonaerenser Ver-
waltungsbezirken. Dahinter steht
eine Legion von 256 Räten aus
50 Gemeinden in Gross-Buenos
Aires und dem Provinzinnern. Es
sind die Angehörigen des bonae-
renser „Frente vecinalista“, etwa
Bürger- oder Nachbarschafts-
front, die direkt 1,2 Millionen
Wähler in einem Einzugsgebiet
repräsentieren, in dem 13 Millio-
nen Menschen leben.  Sie sind
dazu entschlossen, für die Legis-
lativwahlen am 14. Oktober ihre
eigenen Kandidaten aufzustellen.

Der Entschluss wurde im Rah-
men einer Vollversammlung von
140 Gruppen in Pinamar gefasst.
Zum ersten Mal seit ihrer Grün-
dung Ende der 70er Jahre wird

sich die Bürgerfront mit einer ei-
genen Kandidatenliste für alle
Ämter präsentieren, von Schulbe-
ratern bis zu Abgeordneten und
Senatoren. Sie werden durch eine
Zahl motiviert: 1999 bekamen sie
845.000 von 8,5 Millionen Stim-
men, die ihnen eine sichere Ba-
sis ohne die Vormundschaft der
grossen Partei geben.

Einer ideologischen Richtung
hängen sie nicht an und ziehen es
vor, sich als Zentrumskraft zu se-
hen. Einige, wie Julio Zanatelli
aus Tandil, traten in den Gemein-
den an, als die Militärdiktatur an
„politische Kinder“ dachte. Sie
finden bis heute Zustimmung bei
Wahlen. Derart formte sich dann
der Bürger- oder Nachbarschafts-
pool, zu dem auch Blas Altieri

(Pinamar), Ricardo Ubieto (Tig-
re), Carlos Aprile (Tres Arroyos),
Hugo Groppi (Esteban Echever-
ría), Ricardo Moccero (Coronel
Suárez), Juan Erriest (Lobos) und
Adrián Méndez (interim, Exalta-
ción de la Cruz).

Bis Oktober müssen sie jeden-
falls die Avancen des PJ, der Al-
lianz und der Acción por la
República von Domingo Caval-
lo überstehen. Niemand will sich
ein eventuelles Bündnis mit einer
Kraft entgehen lassen, die immer-
hin zehn Prozent der bonaeren-
ser Wähler ausmacht. So wird
fleissig hofiert. Während die Re-
gierungspartei von einer politi-
schen Annäherung spricht, zeig-
te sich der bonaerenser Gouver-
neur Carlos Ruckauf bei der

Bürgerfront „Frente vecinalista“ mit
eigenen Kandidaten

Acht bonaerenser Intendenten präsentieren sich als unabhängige Meinung
„Taufe“ in Pinamar. Dessen un-
geachtet hat die Bürgerfront eine
unabhängige Strategie. Ihr Gene-
ralsekretär, Miguel Bernigaud,
erklärte in einem Pressegespräch,
dass noch in diesem Jahr eine na-
tionale Strategie eingeleitet wer-
de. „Am 8. Mai ist ein Treffen in
der Hauptstadt angesagt, an dem
Repräsentanten aus Córdoba,
Santa Fe, Mendoza, Tucumán,
Entre Ríos und La Pampa teilneh-
men, die eine Bundesvereinigung
im Hinblick auf 2003 gründen
werden.“ Die Pläne der „Frente
vecinalista“ enthalten unter ande-
rem eine Dezentralisierung der
Steuern, eine Hierarchisierung
der Rolle der Gemeinden und
eine Zusammenlegung der Wah-
len.

Wir kennen die Fernsehbilder:
Politiker steigen in Autos ein, be-
treten oder verlassen Gebäude und
antworten auf die Frage der Jour-
nalisten nach einer Stellungnahme
mit - „noch nicht“. „Pro Tag be-
kommen wir solche Szenen insge-
samt vier Minuten lang zu sehen.
In dieser Zeit könnte man jeweils
ein neues Buch vorstellen; dann
müssten wir uns in einem Jahr kei-
ne Sorge mehr um die unabhängi-
gen Verlage machen.“ Zu diesem
logischen Schluss kommt Micha-
el Krüger auf der Podiumsdiskus-
sion des Goethe-Instituts. Der
preisgekrönte Schriftsteller und
Cheflektor des berühmten Carl-
Hanser-Verlages, der Autoren wie
Umberto Eco, Italo Calvino und
Peter Hoeg unter Vertrag hat, be-
gegnete der bitteren Situation der
unabhängigen Verlage mit unge-
wöhnlichen Lösungsvorschlägen
und mit viel Ironie. Denn eines
machte die internationale Tagung
mit dem provokanten Titel „Unab-
hängige Verlage - wozu?“ auf der
Buchmesse in Buenos Aires deut-
lich - gerade auch in Argentinien
ist die Lage inzwischen „desolat“.
Da ist es ein schwacher Trost, dass
in anderen lateinamerikanischen
Ländern die Situation noch
schlechter aussieht, das hat zumin-
dest der Kolumbianer David Melo
Torres vom Regionalen Zentrum

„Desolate“ Situation
Internationale Expertenrunde diskutiert auf der Buchmesse über das

bedrohte Verlagswesen in Argentinien
Von Silvia Wilhelm

zur Förderung des lateinamerika-
nischen Buchwesens festgestellt:
„Argentinien ist noch ein Paradies.
Hier gibt es mehr Leser als sonst
in einem Land in Lateinamerika.“

Das argentinische Verlagswe-
sen hatte seine Glanzzeit in den
40er bis 70er Jahren, als viele
Emigranten eigene Verlage grün-
deten, die schon bald expandier-
ten. Sie profitierten von der Fran-
co-Diktatur, die das spanische Ver-
lagswesen zerschlagen hatte, wes-
halb die Bücher in Argentinien
gedruckt wurden. Diese wichtige
Rolle haben argentinische Verlage
längst verloren, viele wurden auf-
gekauft und sind nun in der Hand
ausländischer Unternehmensrie-
sen, wie z.B. Bertelsmann. Den

Trend zur Konzentration kann man
überall auf der Welt beobachten,
in europäischen Staaten gibt es je-
doch Lichtblicke.

In Spanien leisten heutzutage
z.B. nicht nur einige traditionelle
Verlage den Multis Widerstand,
berichtet Jorge Herralde vom Ver-
lag Anagrama, der in der spani-
schen Presse als einer der „letzten
Mohikaner der unabhängigen Ver-
lage“ gilt. Hinzugekommen seien
in den vergangenen 10 Jahren auch
die „neuen Wilden“, d.h. junge
Verlage, die mit grossen Illusionen
gegen die Tyrannei des Marktes
ankämpften. Rettungsanker in
Deutschland ist die Buchpreisbin-
dung, die seit 25 Jahren feste La-
denpreise vorschreibt, wodurch
auch unbekanntere Autoren noch
eine Chance haben, veröffentlicht
zu werden. Ausserdem profitieren
dort die unabhängigen Verlage von
der guten Infrastruktur, also von
den vielen Buchläden, öffentlichen
Büchereien und Unibibliotheken.
Doch in den letzten Jahren habe
sich der Sparkurs des Staates auch
auf die Bibliotheken ausgewirkt;
inzwischen könnten diese immer
weniger Neuerscheinungen auf-
kaufen und damit einer breiten
Öffentlichkeit verfügbar machen,
bedauert Krüger.

Kein Schreckgespenst, viel-
mehr eine grosse Chance sei nun

Michael Krüger

aber das Internet, meinen überein-
stimmend Cheflektor Krüger, Ver-
leger Herralde und Torres vom Re-
gionalen Zentrum. Im Internet kön-
ne man wieder viel mehr und aus-
führlicher über Bücher sprechen.
Gerade kleine Verlage, die kein
Geld für grosse Werbekampagnen
haben, könnten über das Internet
ihre Neuerscheinungen bekannt
machen - und zwar nicht nur im
eigenen Land. Damit könnten auch
staatliche Zensurbestrebungen via
Internet viel leichter umgangen
werden, freut sich Torres.

Welche katastrophalen Folgen
die Konzentration im Verlagswe-
sen haben kann, erklärt Krüger am
Beispiel USA. Dort kämen 80 Pro-
zent der Bücher von den grossen
Verlagshäusern, 10 Prozent von
kleinen und 10 Prozent von Uni-
verlagen. „Keiner der grossen Pu-
blikumsverlage würde ein intellek-
tuelles Buch herausbringen; ohne
die Universitätsverlage hätten wir
in den USA eine mönchische Kul-
tur.“ Das heisst im Klartext: Man
sässe in der Vorlesung, mache sich
Notizen, reite dann zurück nach
Minnesota und verteile diese dann
per Hand unter seinen Bekannten,
witzelt Krüger. Eine weitere Ge-
fahr der Konzentration sei die Ba-
nalisierung der Kultur, warnt Her-
ralde. So habe er beobachtet, dass
bestimmte Schriftsteller immer fla-
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chere Bücher schrieben. Das hän-
ge mit dem Druck der Publikums-
verlage zusammen, die von ihren
Autoren jedes Jahr ein neues Werk
fordern, wodurch diese weniger
Zeit zum Nachdenken hätten.

Gravierende Probleme brau-
chen drastische Lösungen, dachte
sich wohl Krüger und schlug zwei
weitere Marketingstrategien vor:
Zum einen könnte man Flugzeuge
und Hotelzimmer zum Vertrieb
nutzen, also neben die Bibel auch
einen Band mit zeitgenössischer
Poesie ins Nachtkästchen legen.
„Das würde nicht nur den Bil-
dungsstand erhöhen, sondern auch
die literarische Diskussion in den
Hotelzimmern anregen.“ Eine an-
dere Verbreitungsmöglichkeit biete
die Politik. Ginge es nach dem
Wunsch Krügers, so sollte jede
Parlarmentsdebatte mit einem Ge-
dicht eröffnet werden: „Denn alle
Politiker sagen, dass Bildung
wichtig ist. Sie selbst sind aber oft
nicht sehr gebildet. Man sollte die
Präsidenten danach beurteilen,
wieviel Bildung sie haben, dann
käme die Menschheit einen gros-
sen Schritt weiter.“

TABELLE

Mit einem ebenso mühevol-
len wie glücklichen 3:3 (1:1)-
Unentschieden in Bolivien hat
die „Albiceleste“ am Mittwoch
die Tabellenführung in der süd-
amerikanischen Qualifikation
zur WM 2002 ausgebaut. Nach
dem ersten Punktgewinn einer
argentinischen Nationalmann-
schaft in der Höhenluft von La
Paz (3.600 m.ü.M.) seit 1973 hat
die Mannschaft von Trainer
Marcelo Bielsa nun bei 29 Punk-
ten sechs Zähler Vorsprung vor
dem Zweitplazierten Paraguay
(23). Die „Guaranís“ hatten be-
reits am Dienstag beim Überra-
schungsteam aus Ecuador mit
1:2 verloren.

Die Kicker aus dem Anden-
staat liegen nach zwölf von ins-
gesamt 18 Spieltagen mit 22
Punkten nun sogar vor dem vier-
maligen Weltmeister Brasilien
(21) auf dem dritten Rang. Die
völlig neu formierte Selecao kam
am Mittwoch in Sao Paulo auch
ohne die in Europa beschäftig-
ten und vermeintlich „satten“
Stars nicht über ein 1:1 gegen
Peru (12) hinaus und wurde von
den eigenen Fans im Morumbí
gnadenlos ausgepfiffen. Brasili-
ens Ex-Internationaler Roberto
Falcao meinte nach der blama-
blen Vorstellung (Tore durch
Romario (Br), 65., und Pajuelo
(Pe), 72.): „Jetzt gerät die WM-
Qualifikation wirklich in Ge-
fahr.“

Für das Turnier in Japan und
Korea qualifizieren sich die vier
Erstplatzierten, bislang Argenti-
nien, Paraguay, Ecuador und
Brasilien. Der Fünfte, derzeit
Kolumbien (19), erhält noch eine
weitere Chance in Form von
zwei Entscheidungsspielen ge-
gen den Ozeanien-Sieger.

Für die „Albiceleste“ hatte es

vor 30.000 Zuschauern im
„Estadio Hernando Siles“ lange
Zeit nach einer Niederlage aus-
gesehen. Bis zur 88. Minute
führte Bolivien durch Tore von
Líder Paz (41.), Percy Colque
(54.) und Joaquín Botero (80.)
bei einem Gegentreffer von
Hernán Crespo (44.) mit 3:1.
Zwei Minuten vor Schluss er-
zielte der Lazio-Stürmer mit ei-
nem Weitschuss den Anschlus-
streffer, ehe Juan Pablo Sorín
(Cruzeiro) in der Nachspielzeit
mit einer Direktabnahme den
glücklichen, aber nicht unver-
dienten Ausgleich erzielte. Dem
Treffer war ein Freistoß von
Juan Sebastián Verón (Lazio)

vorausgegangen.
„Ich kann es nicht glauben“,

sagte Marcelo Bielsa nach dem
Schlusspfiff. Während der Na-
tionalcoach „mit dem Ergebnis,
nicht aber mit der Leistung“ zu-
frieden war, sprach der in der
zweiten Hälfte eingewechselte
Marcelo Gallardo (Monaco)
schlicht von einem „Wunder“.

Bestnoten auf argentinischer
Seite verdiente sich neben
Crespo, der in seinem 30. Län-
derspiel die Tore Nummer 14
und 15 erzielte, Torwart Germán
Burgos (Mallorca). Als Total-
ausfall entpuppte sich, einmal
mehr, Ariel Ortega (River Pla-
te).

Jubel wie nach einem Sieg: Torschütze Sorín
und Torwart Burgos.

(AP-Foto)

Hockey

Revanche
für „Chicas“

Die argentinischen Hok-
key-Damen führen eine Tur-
nierserie gegen Weltmeister
und  Olympiasieger Austra-
lien nach drei von vier Spie-
len mit 5:2 Punkten an. Nach
dem 1:1 im ersten Match am
vergangenen Samstag in Bu-
enos Aires siegten die Olym-
piazweiten von Sydney am
Dienstag in Rosario mit 2:1.
Das dritte Spiel am Donners-
tag in Córdoba endete wieder-
um 1:1. Die vierte und letzte
Begegnung findet heute er-
neut in Buenos Aires statt.

(dpa/AT)

Langer Atem in dünner Luft
„Albiceleste“ dreht beim 3:3 in Bolivien verloren geglaubte Partie noch um

Torneo Clausura
13. Spieltag: River Plate -
Gimnasia LP 3:3, Talleres - San
Lorenzo 0:3, Rosario Central -
Boca Juniors 1:2, Independien-
te - Chacarita 0:0, Huracán -
Racing 1:1, Conón - Argenti-
nos Jrs. 0:1, Estudiantes LP -
Los Andes 0:0, Vélez - Unión
3:1, Lanús - Newell’s 1:3, Al-
magro - Belgrano 4:0.
Tabellenspitze: 1. River und
San Lorenzo 29 Punkte, 3.
Boca und Chacarita 21.

Eine Pressekonferenz über die
Vorstellung der neuen Website des
Arbeitsministeriums ging dem Ge-
spräch voraus. Aber nicht der Ar-
beitsaspekt der Ministerin soll er-
läutert werden, sondern Bullrichs
Stellung als Frau.

AT:  Am 28. Dezember des ver-
gangenen Jahres unterzeichnete der
Präsident de la Rúa ein Dekret, das
die Anwendung des Gesetzes über
die Quotenregelung der Frauen ga-
rantiert und ihnen ein Minimum

von 30 Prozent auf die 72 Sitze des
Senats sichert. Sie applaudierten
damals die Entscheidung mit der
Feststellung, dass man die Beteili-
gung der Frau am politischen Le-
ben akzeptieren müsse. Welchen
positiven Einfluss kann die Frau
auf die Politik ausüben?

P. Bullrich:  Diesen positiven
Einfluss muss die Frau sich gestal-
ten. Wichtig ist dabei die Form, wie
sie dabei vorgeht, denn gewisse
Regeln sind zu beachten. Die Un-

terordnung unter den Mann ist im-
mer noch ein Bestandteil unserer
Kultur. Eine Frau sollte daran den-
ken, dass sie keine anderen Wege
geht, als der Mann sie gehen wür-
de, nur weil sie Frau ist. Leider wird
die Arbeit der Frau wenig ge-
schätzt, doch ist es wichtig, die
Ausübung der Arbeit von der der
persönlichen Dinge zu trennen. Die
Menschen verführen, ob Fau oder
Mann, aber die Verführung ist ein
Werkzeug der Kommunikation,

Allein berufliches Können entscheidet über die Stellung der Frau
Gespräch mit der Arbeitsministerin Liz. Patricia Bullrich
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und die Frau muss sich in ihrer be-
ruflichen Stellung durch Fach-
kenntnis beweisen, allein das ist
entscheidend. Gleichzeitig sollte
sie erreichen, dass der Mann auch
andere Rollen als die üblichen als
natürlich empfindet, zum Beispiel
Arbeiten im Haushalt. In Europa
hat man sich bereits an diese Rol-
lenverteilung gewöhnt. Hier sei
man auf dem besten Wege dazu.
(Lachen)

AT: Ihr politischer Weg führte
Sie durch verschiedene Etappen,
bei denen Sie um die Gerechtigkeit
und Gleichheit des Volkes kämpf-
ten. Heute sind Sie Arbeitsministe-
rin, ein Posten, der zum ersten Mal
von einer Frau besetzt wurde. Wie
verteidigt sich eine Frau in dieser
Stellung?

P.B.: Zunächst wird man mit
Misstrauen betrachtet und bezwei-
felt, ob man die Kraft habe, sich mit
Arbeitsproblemen auseinanderzu-
setzen. Man muss manche Hürden
überspringen und beweisen, das die
Kraft dazu nicht ein Privileg der
Männer ist, sondern Teil der Per-
sönlichkeit, sowohl bei Mann oder
Frau. Dass auch die Frau die Fä-

higkeit hat, Grenzen zu setzen und
dass sie auch intelligent ist. Wie oft
hört man fast noch überrascht den
Satz: Oh, sie ist auch intelligent! In-
zwischen habe ich auf diesem Ge-
biet keine Probleme mehr.

AT:  Sie haben einmal gesagt,
dass Sie nicht möchten, dass Ihr
Sohn von 22 Jahren die Erlebnisse
und Auseinandersetzungen erlebe,

die Sie durchgemacht haben. War-
um? Hat sich das Panorama geän-
dert?

P.B.: Ich habe schon in jungen
Jahren Augenblicke grösster Ge-
walt in meinem Land erlebt. Ich
musste das Land verlassen, habe
gesehen, dass Freunde tot oder ver-
schwunden waren. Ich glaube, dass
man die Probleme eines Landes auf
andere Weise lösen sollte. Mein
Sohn soll in einem Land leben, wo
Frieden herrscht und die Probleme
im Dialog und nicht durch Gewalt
gelöst werden.

AT:  In einer Demokratie, in der
im Parlament Regierende und eine
Opposition vertreten sind, besteht
doch die Möglichkeit, eine  Lösung
vieler Problematik auf Gesetzes-
ebene zu finden und nicht unbe-
dingt durch eine Oppostion auf der
Strasse, das heisst durch Streiks
und Demonstrationen. Oder glau-
ben sie, dass die Opposition der
Strasse notwendig ist?

P.B.: Mich erschreckt diese Art
der Diskussion nicht. Die Men-
schen haben meiner Meinung nach
das Recht, das einzufordern, von
dem Sie glauben, dass es ihnen zu-
steht. In Argentinien sind wir seit
einigen Jahren schlecht drauf, denn
immer war Argentinien ein Land
der Gelegenheiten und des Fort-
schritts. Das trifft in letzter Zeit
nicht mehr zu. Darum die Proteste.
Also wollen wir versuchen, wieder
den Zustand herzustellen, in dem
die Menschen sich geborgen und
fortschrittlich fühlen.

AT:  Der spanische Philosoph
Ortega y Gasset sagte in den 20er
Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts in seinem Buch Aufstand der
Massen, dass der entscheidende
Faktor für die soziale Entwicklung
in Zukunft nicht mehr die Eliten
sein wird, sondern anonyme Sek-
toren, Arbeiter, Bauern, Studenten,
Arbeitslose, deren gewalttätige
oder friedliche Erhebung die Ge-
sellschaft revolutionieren werde.
Unterstreichen Sie diese Behaup-
tung?

P.B.: Absolut. Die Regierung ist
keine Elite, die Berufe nicht, die
Technologie ist nicht für die Elite.
Natürlich will die Elite ihre Pfrün-
de festhalten. Ihre Meinung ist,
dass es heute Arbeitslosigkeit gäbe,
weil es neue Technologien gibt.
Aber diese Technologien sind so
einfach zu erlernen. Es ist leichter
in “Windows” hineinzukommen,
als eine Drehbank zu bedienen. Das
heisst, dass diese Argumente oft
verwendet werden, um viele Men-
schen auszuschliessen. Ein Sechs-
jähriger, in welchem Land es auch
sei, kann einen Computer bedie-
nen, nicht weil er genial ist, son-
dern weil es leicht ist. Man muss
diese moderne Technologie nur al-
len zugänglich machen.

Argentinien war fähig Ende des
vergangenen Jahrhunderts eine De-
mokratisierung durchzuführen.
Darum ist dieses Land auch in der
Lage, weitere Wege der Entwick-
lung zu gehen.

HR

ARGENTINISCHE WIRTSCHAFT
Die Jahreszinssätze der wichtig-

sten Banken für Fristeinlagen auf 30
Tage lagen in der Berichtswoche für
Pesos zwischen 5,65% und 7 % und
für Dollar zwischen 4,75% und 5,5%.

***
Der Mervalindex fiel in der Be-

richtswoche zum Donnerstag um
2,4% auf 437,42, der Burcapindex um
2,3% auf 796,90 und der Börsenindex
um 3,1% auf 16.068,14.

***
Der durchschnittliche Rind-

fleischpreis (kg Lebendgewicht in
Liniers) stieg in der Berichtswoche um
0,4% auf $ 0,7850.

***
Die Gold-, Devisen- und Anla-

genreserven der ZB betrugen am
23.4. $ 21,30 Mrd., der Banknoten-
umlauf $ 13,24 Mrd. Vor einer Wo-
che waren es $ 22,06 Mrd. bzw. $
13,97 Mrd., vor einem Monat $ 22,70
Mrd. bzw. $ 13,54 Mrd. und vor ei-
nem Jahr $ 25,41 Mrd. bzw. $13,93
Mrd.

***
M. Yunus, der bengalische Be-

gründer der Grameen (Dörfer)
Bank von Bangladesh, der ein Kre-
ditsystem für ganz kleine Unterneh-

men geschaffen hat, hat mit der
Banco de la Nación Argentina ein
Abkommen unterzeichnet. Die Bank
stellt der Grameeen Argentinas in die-
sem Jahr $ 100.000 zur Verfügung,
damit diese Kredite von bis zu $ 500
für kreative Ideen erteilen kann. Be-
sonders in den Provinzen soll armen
Arbeitswilligen, häufig Frauen, die
Möglichkeit gegeben werden, Werk-
zeug usw. zu kaufen. Weltweit setzt die
Grameen Bank in 60 Staaten U$S 2,4
Mrd. im Jahr um.

***
Repsol YPF hat seine Kraftstoff-

preise an den Zapfsäulen um 1,5
Centavos pro l erhöht. Der Dieselöl-
preis für öffentliche Transportmittel,
Frachtverkehr (mit der YPF-Karte) und
die Landwirtschaft soll unverändert
bleiben. Als Grund wird die mehr als
10%ige Zunahme der internationalen
Preise angegeben.

***
Die spanische Banco Bilbao Viz-

caya Argentaria (BBVA) hat bei der
Börse von Buenos Aires um die No-
tierung ihrer Aktien angesucht, um
ein öffentliche Kaufangebot für die
gesamten Aktien ihrer argentini-
schen Tochter, der BBVA Banco
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Francés, machen zu können. Es gehe
um die 12% des Aktienkapitals, das sie
noch nicht kontrolliert. Das Aktien-
tauschangebot bedeute ein 26,8%iges
Agio über die Notierungen. Für die
Übernahme führt die BBVA eine Ka-
pitalaufstockung von U$S 849,6 Mio.
durch. Seit 1996 hat die BBVA U$S
1,5 Mrd. in Argentinien investiert und
durch die Fusion der Banco Francés
mit der Banco del Crédito Argentino
ein Finanzinstitut mit Aktiven für U$S
12 Mrd. geschaffen.

***
CDP (Caisse de Depot et Place-

ment), der grösste kanadische Ren-
tenfonds, hat für 50% von Burco
Desarrollos, der argentinischen Fi-
liale der belgischen Burcogruppe,
U$S 4 Mio. bezahlt. Burco widmet
sich seit 10 Jahren dem Kauf von Län-
dereien und der Durchführung von
Immobilienvorhaben im Süden Argen-
tiniens. Die Investition der CDP erfolg-
te durch ihre Immobilientochter Ca-
dim, die weltweit Aktiven von über
U$S 125 Mrd. handhabt und ein Im-
mobilien-Portefeuille von etwa U$S 15
Mrd. hat. Burco Desarrollos arbeitet
an einem Immobilienvorhaben im
Nordgebiet von Gross Buenos Aires
für U$S 50 Mio., für das bereits ein
50.000 qm grosses Grundstück erwor-
ben wurde.

***
Die ZB stellt über die Website

www.bera.gov.ar täglich Informa-
tionen über zurückgewiesene
Schecks zur Verfügung. Die Anfra-
ge kann nach CUIT-Nummer oder
Namen erfolgen. Auch über Schuldner
in Liquidierung befindlicher Firmen
wird informiert. Die Auflösung der
Abteilung für zurückgewiesene
Schecks und ihr Ersatz durch die neue
Zentrale ist Teil der Strukturmassnah-
men für den Durchgriff der neuen
Schecksteuer.

***
Mit der Ausgabe eines Bonds für

$ 1 Mrd. auf 3 Jahre konnte die
Wirtschaftsführung in wenigen Ta-
gen im Inland rd. $ 4,46 Mrd. auf-
nehmen.       1/4 des neuen Bonds
wurde von Unternehmen und allgemei-
nem Publikum erworben, der Rest von
den Citi-, Rio-, Francés-, HSBC- und
Galicia-Banken. Sollte die Regierung
nicht fähig sein, die Bonds einzulösen
oder ihre Zinsen zu bezahlen, können
sie für Steuerzahlungen eingesetzt
werden.

***
Im Vorjahr gab es 442.329 Ar-

beitsunfälle, davon waren 17.009
schwer und 916 tödlich. Ein Jahr zu-
vor waren 14.397 schwer und 1.021
tödlich gewesen, wie das Arbeitsrisi-
koamt bekanntgab. In Zahlen hatten
von 100 versicherten Arbeitsnehmern
9 einen Arbeitsunfall. Laut Statistik-
amt sind von rd. 9 Mio. Arbeitnehmern
4,92 Mio. Arbeitsrisikoversichert. Der
Rest arbeitet schwarz.

***
Die Traktoren- und Bulldozerfa-

brik Zanello, ein Familienbetrieb,
wurde einem nicht genannten
schweizerisch-italienischem Hol-
ding zum Kauf angeboten. In den

letzten 2 Jahren ist der Traktorenab-
satz aller Firmen der Branche um 51%
zurückgegangen.

***
Die Capital-Stiftung hat errech-

net, dass mit der neu eingeführten
Scheck-steuer in diesem Jahr $ 2,7
Mrd. eingenommen werden. Damit
würde das Jahresdefizit auf $ 6,07
Mrd. zurückgehen und die mit dem
IWF vereinbarte Obergrenze von U$S
6,5 Mrd. eingehalten werden können.

***
Mittels Dekret Nr. 448/01 (Amts-

blatt vom 23.4.01) wurde verfügt,
dass  Wirtschafts- und Arbeitsmi-
nisterium durch bis zu 6 Monaten
Lohnentgänge in Schlachthöfen ver-
güten. Es geht um jene Firmen, deren
Exporttätigkeit durch die Maul- und
Klauenseuche aufgehoben bzw. stark
eingeschränkt wurde.

***
Die Wirtschaftsführung hat als

Märzdefizit, ausschliesslich der de-
xentralisierten Staatsstellen, $
1.475,6 Mio. (Vorj. $ 705,8 Mio.)
bekannt gegeben. Für das erste Quar-
tal 01 sind die vorläufigen Zahlen:
Öffentliche Hand ohne Banken $ -
3.017,9 Mio., Umstrukturierungsfonds
-126,3 Mio., ZB-Ergebniss nach IWF-
Messung $ +21,8 Mio., insgesamt $ -
3.122,4 Mio. Mit dem IWF vereinbar-
tes Höchstdefizit $ -2.100 Mio. Über-
hang des Defizites $ -1.022,4 Mio.

***
Die französische Pechiney,

3.grösster Rohaluminiumproduzent
der Welt, will mit U$S 2,2 Mrd. In-
vestition eine neue Aluminiumfa-
brik für 450.000 Jato errichten. Als
mögliche Standorte wurden Feuerland,
Trinidad Tobago und Malaysien ange-
geben. Es wurde nicht bekannt, ob sich
dieser Plan auf die neue Aluminium-
fabrik bezieht, für deren Errichtung im
Süden des Landes die argentinische
Aluar einen Partner sucht. Das Pe-
chiney-Projekt sieht auch die Errich-
tung eines 700 MW Gas u. Dampf
Kombikraftwerkes vor. Wesentlich an
diesem Projekt ist, dass es zum Teil
vollkommen neue, von Pechiney ent-
wickelte Technologie voraus-sieht.

***
Die Banco de la Nación und das

Amt für Öffentliche Einnahmen
(AFIP) konnten durch eine einstwei-
lige Verfügung eines Bundesgerich-
tes in La Rioja die Auszahlung von
$ 11,7 Mio. an die Yomagruppe ver-
hindern. Es geht um geforderte Aus-
fuhrrückvergütungen, über deren
Rechtmässigkeit noch ermittelt wird.
Ein Gericht in Chilecito, dem Stamm-
sitz des Unternehmens in der Provinz
La Rioja, hatte die Zahlung angeord-
net und Eingänge des Steueramtes ge-
pfändet. Die Yomagruppe schuldet der
Banco de la Nación rd. $ 88 Mio.

***
Das Autobahnbau- und -betrei-

berunternehmen Autopistas del
Oeste hat die Ausgabe bzw. Neuaus-
gabe von Obligationen bis zu $ 250
Mio. beschlossen. Im Vorjahr hatte die
spanische Acesa 48,6% des Unterneh-
mens für $ 120,6 Mio. erworben und
wurde Hauptanteilseignerin. 20,1%

Cavallo dixit
Wirtschaftsminister Cavallo hat sich mit einem offenen Brief an die

Betreiber der internationalen Finanzmärkte gewendet, dessen wesentli-
che Punkte die folgenden sind:
l Nach meiner Ernennung zum Wirtschaftsminister sah ich, dass wir

an erster Stelle schwere Glaubwürdigkeits-Probleme hatten. Zweitens
mussten wir die Frage der Fiskalsolvenz in Angriff nehmen und schlies-
slich mussten wir die Wirtschaft in Gang bringen. 
l In den ersten Tagen konzentrierte ich meine Energien darauf, dem

Präsidenten Fernando de la Rúa beim Wiederaufbau der Allianz behilf-
lich zu sein und andere politische Kräfte anzuziehen, damit sie gemein-
sam die Regierungsfähigkeit sichern.
l Meine eigentliche Tätigkeit begann ich mit zwei wichtigen Geset-

zesvorlagen: dem Konkurrenzfähigkeitsgesetz und der Schaffung einer
neuen Steuer auf Finanzgeschäfte, die in der gesamten Gesellschaft eine
starke Unterstützung fand, weil sie die steuerliche Belastung gleichmäs-
sig auf die Gesellschaft verteilt. Ausserdem wird sie ein grundlegendes
Werkzeug sein, um die Steuerhinterziehung zu verringern. Aber jenseits
dieser Erwägungen wird die Steuer, von der erwartet wird, dass mit ihr
rd. 1% des BIP eingenommen werden können, zusammen mit den Aus-
gabenkürzungen der Öffentlichen Hand um U$S 700 Mio., die in der
Vorwoche beschlossen wurden, die Staatsfinanzen wieder in die rechte
Bahn lenken. Heute besteht kein Risiko mehr, das Fiskal-Verantwortungs-
gesetz nicht erfülen zu können.
l Nach Lösung dieses Problemes habe ich mich der wichtigen Aufga-

be des Wirtschaftswachstums zugewendet, indem ich Argentinien den
Argentiniern und den ausländischen Investoren verkauft habe. In den
nächsten Tagen können wir mit der Billigung des IWF rechnen.
l Sollten sich die Märkte Sorgen über unsere langfristige Fiskalsol-

venz machen, können sie versichert sein, dass wir beide Glieder der Glei-
chung bearbeiten: Steuereintreibung und die Ausgabenverringerung, um
den Erfolg abzusichern. Für die Steuereintreibung werden wir ein verein-
fachtes, effizienteres und leichter zu überwachendes Steuersystem
ausarbeiten.
l Wer kann annehmen, dass ich mich mit weniger zufrieden geben

werde, als die langfristige Fiskalsolvenz Argentiniens zu sichern? In den
letzten Tagen hat die Regierung Dekrete über Ausgabenverringerungen
um über U$S 380 Mio. unterzeichnet. Das Programm sieht weitere Aus-
gabenverrinerrungen um etwa U$S 320 Mio. vor. Gleichzeitig wurde ein
weitaus grösseres Schwergewicht auf die Finanzdisziplin der Provinzen
gelegt, da die Überweisungen an dieselben nun an ihre Finanzdisziplin
gebunden sind. Im Falle der Provinz Buenos Aires, durch den Fiskalpakt,
der eine jährliche Defizitverringerung um mehr als U$S 400 Mio. in den
nächsten fünf Jahren bedeutet.
l Viele würden gerne sehen, dass Argentinien seine Zahlungen ein-

stellen muss, weil damit bewiesen würde, dass die Bemühungen des IWF,
Erleichterungen für mangelnde Stabilität an internationalen Kapitalmärk-
ten zu schaffen, ein Irrtum sind. Wir bedauern nicht, beweisen  zu müs-
sen, dass diese Voraussagen falsch sind. Die Schwere der Kosten einer
Zahlungseinstellung sind uns bewusst.
l Wir haben unser Auslandsfinanzierungsprogramm für dieses Jahr

beinahe abgeschlossen. Die Inlandsfinanzierung stützt sich auf die Un-
terbringung der vorausprogrammierten Verschuldung bei privaten Ren-
tenkassen (AFJP) und der Unterbringung einiger Bonte-Schatzscheine,
sowie der Umschuldung kurzfristiger Verbindlichkeiten am lokalen Fi-
nanzmarkt. Angesichts der Vielzahl von Wirtschaftsnachrichten, die an
die Märkte gelangen und der Fortschritte bei der Umsetzung unseres Pro-
gramms, haben wir beschlossen, die Auschreibung vom Dienstag zu
verschieben.
l Wir arbeiten bereits für das Jahr 2002, nicht nur für die Aufstellung

unseres Finanzprogramms, sondern auch mit Sicht auf die Verbesserung
unserer Fiskalsolvenz. In Kürze werden wir eine Umorganisation inner-
halb der Regierung bekanntgeben, die eine wesentlich schärfere Kontrol-
le des Sozialversicherungssystems ermöglichen wird, das derzeit die Hälfte
aller Regierungsausgaben erfordert.
l Ich glaube, dass die Hauptsorge der Märkte nicht die Zahlungsfä-

higkeit Argentiniens ist (in dieser Hinsicht befindet es sich in einer we-
sentlich besseren Lage als von einem Monat), sondern sein Zahlungswil-
le. Ich bestätige unsere Verpflichtung zur anhaltenden Verbesserung un-
serer Kreditwürdigkeit.
l In Ihrem Interesse und dem Ihrer Kundschaft, konzentrieren Sie

sich sehr auf den Inhalt, aber überlassen Sie mir die Verpackung. Wie
jeder gute Wirtschaftler weiss, zählen am Ende nur die grundlegenden
Gleichgewichte.
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Die anhaltende Rezession des
Landes hat auch seinen Kapital-
markt beeinträchtigt. Mehrere Un-
ternehmen haben sich von der Bör-
se zurückgezogen und  Tecnometal,
die bereits zu Jahresbeginn die Ab-
sicht bekanntgegeben hatte, nicht
mehr zu notieren, hat sich nun seit
1995 als 60. Unternehmen von der
Börse  zurückgezogen.

Die Zahl ist jedoch nicht bedeu-
tend, wenn man berücksichtigt, dass
im Jahr 1968 noch 631 Firmen an
der Handelsbörse von Buenos Aires
kotiert haben und es derzeit nicht
mehr als 115 sind. In Chile notieren
zur Zeit 291 Unternehmen an der
Börse, in Brasilien 532. 

Im Gegensatz ist die Zahl der
ausländischen Unternehmen, die
durch Hinterlegungszertifikate Ce-
dear (Certificados de Depósito Ar-
gentinos) an der Börse von Buenos

Aires aufscheinen, auf über 150 ge-
stiegen, ohne die Börsengeschäfte
zu berücksichten, die über hiesige
Börsenmakler auf ausländischen
Finanzmärkten getätigt werden. 

Wie die Handelsbörse von Bu-
enos Aires weiter berichtet, sind
seit 1995 bei öffentlichen Angebo-
ten 32 Firmen aufgetreten, die um
$ 152 Mio. kapitalisiert haben. Da-
von sind allerdings $ 139 Mio. von
spanischen Unternehmen, die Ak-
tientausche durchgeführt haben,
wie die Banco Santander Central
Hispano, Repsol-YPF und
Telefónica.

Nach Angaben des Wertschrif-
temarktes gab es 1991 insgesamt
176 Börsenmakler und -gesell-
schaften, während es heute 146
sind, wobei jedoch Fusionen und
andere Zusammenschlüsse zu be-
rücksichtigen sind.

Weniger Börsenmitglieder

Neue Presspanplattenfabrik in Misiones
Die Firma Alto Paraná, die grösste Herstellerin langfaseriger Zellulose für

die Papierindustrie im Mercosur, investiert U$S 60 Mio. in eine Fabrik für
Presspanplatten mittlerer Dichte in Puerto Piray, Misiones. Die Investition
erfolgt im Rahmen des Investitionsprogramms von U$S 300 Mio. für Argen-
tinien und Chile, das von Celco (Celulosa Arauco y Constitución) bekannt
gegeben wurde, dem grössten Unternehmen der chileischen Angelinigruppe,
die Inhaberin von Alto Paraná ist.

Das Unternehmen betreibt in Argentinien bereits eine Zellulosefabrik, ein
Sägewerk in Puerto Piray, das 200.000 cbm Holz im Jahr verarbeitet und
79.000 ha aufgeforstete Fichtenwälder. Mit der Errichtung der Presspanplat-
tenfabrik wird die Firma hier in einem dritten Fertigungsbereich tätig.

Die Presspanplattenerzeugung soll im April 2002 anlaufen und 240.000
cbm im Jahr liefern. Ein Teil derselben sei in Konkurrenz mit Masisa und
Ferrum vorwiegend für die heimische Möbelindustrie bestimmt, ein weiterer
für den Mercosur und der Rest soll nach Übersee ausgeführt werden. Das
Aufforstungsprogramm des Unternehmens soll um 7.000 ha erweitert wer-
den, was bereits im Investitionsprogrammm für 2001 vorgesehen war.

Die Zelluloseproduktion von Alto Paraná beträgt rd. 310.000 Jato. 75%
davon werden nach Europa, Asien, Brasilien und Südafrika exportiert. Celco
ist eines der grössten Forstunternehmen der Welt, sowohl nach Forstflächen
als auch nach der Holz- und Zelluloseproduktion. In Chile besitzt die Firma
595.000 ha Wälder, vorwiegend Fichten, und drei Zellulosefabriken, Arauco,
Constitución und Lincacel.

gehören der malaysischen IJM, 1,3%
verschiedenen Aktionären und 30%
sind an der Börse verstreut. 

***
Die Verwaltung des Treuhand-

fonds zur Infrastrukturentwick-
lung, der die Zahlung von durch
private Bauunternehmen durchzu-
führenden und zu finanzierenden öf-
fentlichen Vorhaben garantieren
soll, wurde amtlich bekanntgege-
ben: Präsident wird Mariano Mirotti,
ein Ingenieur aus Córdoba, ehemaliger
Berater von Infrastrukturminister Ba-
stos. Regierungsvertreterin wird die
Rechtsanwältin Alejandra Caballero de
Chinetti und Vertreter der Provinzen
Raúl Antonio Agüero.

***
Die Regierung der Provinz Bue-

nos Aires hat ihre Lieferantenzah-
lungen eingestellt. Im Rahmen ihres
Normalisierungsprogramms hat die
Provinz rückständige Gehälter sowie
Bonds und Obligationen ihrer Aus-
landsschulden bezahlt. Im Programm
sind Zahlungen an Lieferanten an die
Provinzstellen nicht vorgesehen.

***
Den Ermittlungen des Arbeits-

amtes zufolge ist die Beschäftigten-
zahl im Raum Buenos Aires im
März, im 3. Monat in Folge, unver-
ändert geblieben. Seit Mai des Vor-
jahres seien die Änderungen dieser
Zahl unbedeutend. In Rosario wurde
eine Zunahme der Arbeitsplätze um
0,2% verzeichnet. Die Bautätigkeit
nehme in Córdoba und Rosario leicht
zu, während sie im Raum Gross Bue-
nos Aires weiter auf einem Tiefstand
verharre. Die Beschäftigung in der In-
dustrie geht in Gross Buenos Aires und
Córdoba weiter zurück, während sie in
Rosario zulegt. Finanz-, Sozial- und
persönliche Dienstleistungen haben zu-
genommen, ohne jedoch den Rückgang
in der Industrie wettmachen zu können.

***
Die Märzumsätze der Super-

märkte haben im Vorjahresver-
gleich um 2,6% zugenommen, im
Vormonatsvergleich um 16,8%. Die
Shoppings verzeichneten im selben
Vergleich  0,1% und 28% Zunahme.
Die 76 ermittelten Supermarktketten
setzten im März $ 1,23 Mrd. um, um $
31,5 Mio. mehr als im gleichen Vor-
jahresmonat. Mengenmässig betrug die
Zunahme 4,4%. Im Vorjahresvergleich
des 1. Quartals gingen die Umsätze um
0,3% zurück, die verkauften Mengen
nahmen um 1,3% zu. In den 26 Shop-
pingcenters im Raum Gross Buenos
Aires wurden im März $ 135,9 Mio.
umgesetzt. Im Vorjahresquartalsver-
gleich betrug der Rückgang 4,7%.

***
In einer öffentlichen Anhörung

die von dem Kontrollamt für die
Gaswirtschaft (Enargas) einberufen
wurde, kam die von der Verteilungs-
gesellschaften geforderte Preisan-
passung für den Raum Gross Bue-
nos Aires zur Sprache. Die Preisan-
passung hat viermal im Jahr nach den
Gaspreisen an den Förderungsstellen
zu erfolgen. Metrogas und GasBAN
haben 7% bzw. 9% Erhöhung gefor-
dert. Für Haushalte würde das durch-

schnittlich 3%, für Industrien 4,5%
Preiserhöhung bedeuten.

***
Ab 1.5.01. muss bei Anrufen von

einem Zellulartelefon an ein ande-
res die Nummer 15 vorgewählt
werden. Mit diesem Tag beginnt das
CCP (Calling party pays) System, das
eine durchschnittliche Preiserhöhung
von 5% mit sich bringen wird. Bis
jetzt gab es keine einheitliche Rege-
lung für die Belastung bei Gesprächen
zwischen Zellulartelefonen. Mo-
vicom- und Miniphonekunden zahlen
wenn  sie Gespräche tätigen und wenn
sie sie erhalten. Die Kunden von CTI
und die meisten von Unifón und Per-
sonal zahlen nur, wenn sie anrufen.
Ab dem 1.5. werden alle Anrufer min-
destens $ 0,28 pro Gespräch zahlen
müssen.

***
Die chilenische Maderas y Sin-

téticos (Masisa) investiert in Argen-
tinien U$S 28 Mio. in eine weitere
Fabrik für 100.000 cbm Presspan-
platten aus sehr kleinen Spänen.
Das Unternehmen betreibt bereits eine
Fabrik in Concordia, Provinz Entre
Rios. Das neue Werk soll für U$S 30
Mio. im Jahr liefern.

***
Mafinsa hat 50% des Schlacht-

hofes Rafaela Alimentos für U$S 8
Mio. erworben, der mit Passiven von
U$S 45 Mio. seine Gläubiger einbe-
rufen hatte. Wie die Käuferin be-
kanntgab, ändert die Akquisition we-
der die Konkurslage des Unterneh-
mens, noch die der gekündigten oder
suspendierten Arbeitnehmer.

***
Durch Beschluss 16/01 des Se-

kretariates für kleine und mittlere
Unternehen wurde die 3. Aus-
schreibung für subventionierte
Kredite eingeleitet, die sich auf das
Dekret 748/00 vom 29.8.00 stützt.
Diejenigen Banken, die die niedrig-
sten Zinsen für ihre Kredite verpflich-
ten, erhalten diese Kreditsubvention,
die an die Kunden weitergeleitet wird.
Es handelt sich diesmal um Kredite
für $ 50 Mio. für landwirtschaftliche
Umstrukturierungen, $ 50 Mio. für
Arbeitskapital und $ 30 Mio. für
Gründungen neuer Unternehmen. Die
Ausschreibung fand am 27.4. statt.

***
Durch Dekret 451/01 (Amtsblatt

vom 26.4.01) wurde das durch De-
kret 796 vom 14.9.97 eingeführte
System der direkten Auszahlung
der Familienzulagen für kleine und
mittlere Unternehmen durch die
ANSeS abgeschafft. Diese Familien-
zulagen werden jetzt in allen Fällen
direkt von den Unternehmen ausge-
zahlt, die sie mit den Beträgen kom-
pensieren, die für diesen Zweck be-
stehen, und wenn diese nicht ausrei-
chen, mit Beträgen für das
Pensionierungssystem.

***
Boldt hat einen Teil der Darle-

hen kapitalisiert, die sie der Trile-
nium, die das Spielkasino in Tigre
verwaltet, gewährt hat. Damit kon-
trolliert sie das Unternehmen, an dem
auch Tren de la Costa (Soldati-Grup-

pa), bisher beide zu gleichen Teilen,
beteiligt waren. Durch die alleine durch-
geführte Kapitalaufstockung um $ 3,56
Mio. hält Boldt nun knapp über 56,01%.
Die Aktionäre von Tren de la Costa ha-
ben jedoch ein Vorkaufsrecht für jene
Aktien, die bis zu 50% Beteiligung ge-
währen. Es gilt bis zum jeweils frühe-
ren Termin: dem 30.6.02 oder bis 60
Tage nach Inkrafttreten des Gläubiger-
abkommens im Konkursantrag gegen
Tren de la Costa. 

***
Die argentinischen Behörden ha-

ben der Dinar Fluggesellschaft die
Bewilligung für 15 Jahre erteilt, in-
nerhalb von 180 Tagen anfangs 3 Wo-
chenflüge zwischen Buenos Aires und
den brasilianischen Puerto Seguro
und San Salvador de Bahía durchzu-
führen. Dinar bereitet auch ihren Jung-
fernflug zwischen Salta und Jujuy und
Sao Paulo am 9.7. vor. Dieser Dienst

soll die derzeitige Notwendigkeit der
Fluggäste aus den argentinischen
Nordprovinzen erübrigen, nach Brasi-
lien über Buenos Aires fliegen zu
müssen.

***
Die Autobahnkonzessionärin

Autopistas de Sol gab Investitionen
von $ 65 Mio. für etwa 40 verschie-
dene Bauvorhaben bekannt, die
noch in diesem Geschäftsjahr an der
Nordzufahrt und der Avenida Ge-
neral Paz durchgeführt werden sol-
len. Die meisten waren im ursprüngli-
chen Konzessionsvertrag entweder
nicht vorgesehen, oder sie wurden ge-
genüber den ursprünglichen Auflagen
bis um Jahre vorverlegt. Seit Beginn
der bereits 7 Jahre dauernden Konzes-
sion hat das Unternehmen über $ 800
Mio. investiert.

***
Quickfood SA, San Jorge, Pro-
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WIRTSCHAFTSÜBERSICHT

vinz Santa Fe, gab die vorüberge-
hende Schliessung einer ihrer
Schlachthöfe bekannt. Die Fleisch-
ausfuhrsperre habe ihre Umsätze um
30% verringert.

***
Neben dem Amt für Öffentliche

Einnahmen (AFIP), in dem die Steu-
er- und Zollämter vereint sind, soll
ein weiteres, für das Inkasso der So-
zialabgaben zuständiges Amt ge-
schaffen werden, das vom Sozialmi-
nisterium abhängen würde. Es wird
erwogen, dieses Amt in eine staatliche
oder private AG umzuwandeln. Die
aussergewöhnlichen Machtbefugnisse,
die der Wrtschaftsführung für ein Jahr
gewährt wurden, schliessen diese Mög-
lichkeit ein. Sie soll Teil der Bespre-
chungen mit dem IWF gewesen sein.

***
Die Supermarktkette Coto hat ei-

nen Kredit von U$S 175 Mio. auf 3
Jahre zu 8,44% Jahreszinsen erhal-
ten. Ein Bankensyndikat der Citibank,
Salomon Smith Barney, Credit Suisse
First Boston, BBVA-Banco Francés

Galicia und Nación unter der Feder-
führung der JP Morgan und der Ra-
bobank, dem sich weitere Banken an-
schliessen könnten, gewährte das Dar-
lehen, von dem U$S 100 Mio. für die
Rückzahlung eines Kredites der Leh-
man Brothers aus dem Jahr 1998 be-
stimmt sind und U$S 75 Mio., zusam-
men mit U$S 275 Mio. aus Eigenmit-
teln des Unternehmens, das Expansi-
onsprogramm der nächsten 3 Jahre fi-
nanzieren werden.

***
Der Gouverneur von Córdoba

hat seine Provinzbank als eine
schwere Last bezeichnet. Es werde
U$S 700 Mio. kosten, sie verkaufsfä-
hig zu machen. Im Fernsehen machte
er seine Vorgänger Angeloz und Me-
stre für die Verschuldung um U$S 1,2
Mrd. verantwortlich. Die Bank funk-
tioniere nur, weil die Öffentliche  Hand
und die Provinz ihre Garanten seien.
Die Bank habe den vorhergehenden
Provinzregierungen, die sich mit Bank-
geldern finanzierten, mehr Mittel zur
Verfügung gestellt, als zulässig war.
Während der genannten Regierungen

hätte die Bank im Durchschnitt monat-
lich $ 5 Mio. verloren, bis sie auf die
genannten U$S 1,2 Mrd. kam.

***
Wirtschaftsminister Cavallo

kündigte die Schaffung eines Bera-
terkomitees unter Staatssekretär
Sturzenegger an, das feststellen soll,
welche Wirtschaftsbereiche durch
Steuersenkungen zu begünstigen
seien, da die Finanzlage allgemeine
Steuerverringerungen nicht zulies-
sen. Auch würden gewisse Wirt-
schaftsbereiche durch Erhöhungen der
MwSt.- und Gewinnsteuersätze betrof-
fen werden, die im Rahmen der Son-
dervollmachten des Wirtschaftsmini-
steriums bestimmt werden.

***
Infrastrukturminister Bastos

gab den Ausschreibungsplan für das
Infrastrukturprogramm bekannt.
Die ersten, als unerlässlich bezeichne-
ten Vorhaben, würden $ 460 Mio.
erfordern.

***
Für die Wahlen zur Erneuerung

des Börsenvorstandes wurde nur die

Liste unter H. D’Alessandro einge-
reicht. Sie erhielt 450 Stimmen. Die
Börse hat 4.781 Mitglieder. Die Wie-
derwahl von Juan B. Paña als Präsi-
dent scheint gesichert.

***
Vizeminister Daniel Marx gab

gestern die Verringerung von Steu-
ern für folgende Industrien be-
kannt: Bekleidung, Textilien und
Schuhe. Es geht hier um die Abschaf-
fung der Steuern auf gezahlte Zinsen,
auf den mutmasslichen Gewinn und die
MwSt. auf die Beschaffung von Kapi-
talgütern. Dadurch sollen die Produk-
tionskosten gesenkt und Arbeitsplätze
geschaffen werden.

***
Wirtschaftsminister Cavallo ist

gestern Abend in Begleitung von
Daniel Marx, Finanzsekretär und
Vizeminister, nach Washington ge-
reist, um heute an der Frühlingsta-
gung des IWF und der Weltbank
teilzunehmen. Er wird den Vorsitz des
Komitees für Geld- und Finanzpolitik
führen.

Mit einem Höchststand der Länderrisikoprämie von 1.300 Basispunk-
ten über US-Treasuries entlud sich die gegen Ende der Vorwoche einge-
läutete Finanzkrise am Montag der Berichtswoche. Dieser Indikator ist
freilich nur die Kehrseite der massiven Verkäufe argentinischer Bonds,
die die Preise fühlbar senkten, so dass in der Folge die Prämie ermittelt
wurde. Sie bedeutet im Klartext 13% über 5% US-Treasuries, zusammen
18% Zinssatz für Bonds, die niemand zu diesem Satz erwirbt, weil die
Zahlungseinstellung blühen würde.

Offenbar befürchteten zahlreiche Financiers zumal in New York, dass
Argentinien die Zahlungen der Staatsschulden einstellen würde, so dass
sie argentinische Bonds massiv veräusserten und gegebenenfalls den Ver-
lust einsteckten. Die Käufer spekulierten umgekehrt mit einer bevorste-
henden Sanierung der argentinischen Finanzen, so dass die Bonds im Preis
steigen würden, während die Länderrisikoprämie fällt.

US-Präsident George W. Bush erklärte in Quebec anlässlich der Gip-
felkonferenz über die Freihandelszone des Kontinents, Spanisch im Kür-
zel als ALCA bekannt, dass seine Regierung Argentinien notfalls finanzi-
ell unterstützen würde, allerdings nicht direkt, sondern auf dem Umweg
internationaler Finanzanstalten (lies Fonds, Weltbank und BID). Das US-
Schatzamt erklärte hierzu, dass kein argentinischer Antrag vorliege. Trotz-
dem bewirkt die Erklärung Bushs eine Hilfe für Argentinien. Sie bedeutet
unterschwellig, dass Argentinien nicht in die Zahlungseinstellung fallen
gelassen werden wird, weil das als gewaltiges internationales Finanzrisi-
ko angesehen wird. Argentinien hat rund ein Viertel aller Bonds soge-
nannter „emerging countries“, zu Deutsch Schwellenländer, ausgegeben,
so dass andere Schwellenländer in der Krise mitgerissen werden würden.
Brasilien leidet bereits an dieser Ansteckung mit vermehrter Abwertung
des Real bei höherem Zinssatz des Leitzinses Selic der Zentralbank.

Unterdessen hat die Mission des Internationalen Währungsfonds, die
der Chilene Tomás Reichmann leitet, die Verhandlungen mit der Wirt-
schaftsführung abgeschlossen. Minister Cavallo hat den Kontakt zur De-
legation gemieden, wird aber Anfang kommender Woche in Washington
mit Fondsdirektor Horst Köhler angeblich eine Übereinkunft erreichen.
Ein neues Verständigungsmemorandum mag nächste Woche vereinbart und
veröffentlicht werden.

Wirtschaftsminister Cavallo verteilte in einer Sitzung mit über 30 Na-
tionalökonomen mehrere Grafiken und Statistiken mit Titeln und Kom-
mentaren in englischer Sprache, die er offenbar in Washington zeigen wird.
Das Fiskalprogramm für 2001 wird neu berechnet, ausgehend von $ 6,5
Mrd. vereinbartes Haushaltsdefizit mit dem Fonds. Im ersten Quartal wur-
de der Fehlbetrag um $ 1.022 Mio. überzogen, der auf $ 3,2 Mrd. für das
ganze Jahr hochgerechnet wird. Hierfür ist ein Dispens des Fonds erfor-

Finanzkrise und Ausblick
derlich. Die Steuer auf Belastungen und Gutschriften von Kontokorrent-
depositen soll $ 2.190 Mio. einbringen und die Staatsausgaben sollen um
$ 779 Mio. gesenkt werden, zuzüglich Einsparungen von $ 231 Mio, wo-
durch die $ 3,2 Mrd. zusätzliches Defizit ausgeräumt werden sollen, im-
mer unter der unwahrscheinlichen Voraussetzung, dass diese Zahlen
stimmen.

Hinzu kommt die Erwartung des Wirtschaftswachstums von 2,5% für
2001, an der Cavallo festhält, wogegen die Fondsmission mit nur 2,0%
rechnet. Nullwachstum erscheint indessen wahrscheinlicher, nachdem im
ersten und zweiten Quartal mit Rezession, lies BIP-Abnahme, gerechnet
werden muss und die Zinssätze im Inland nach wie vor hoch bleiben und
die Wirtschaftsbelebung abwürgen. Mit Nullwachstum werden die Steu-
ereinnahmen sicherlich weniger einbringen als erwartet, solange Steuer-
hinterzieher nicht echt zur Kasse gebracht werden, indem private Firmen
hierfür eingeschaltet werden. 

Minister Cavallo verniedlichte die Staatsschulden Argentiniens in ei-
nem Artikel, den die Londoner „Financial Times“ veröffentlichte und der
in der spanischen Fassung in lokalen Zeitungen verbreitet wurde. Die Schul-
denquote (Staatsschulden, bezogen auf das BIP) wurde von Cavallo für
1999 mit rund 50% angegeben, ungleich weniger als ein Dutzend Schwel-
len- und Industrieländer. Argentinien finanziert die Staatsschulden indes-
sen weitgehend im Ausland anstatt am heimischen Kapitalmarkt wie an-
dere verschuldete Länder. 

Nach bisherigen Zahlen für 2000 betragen die Schulden des nationalen
Schatzamtes $ 128 Mrd., die der Gliedstaaten etwa $ 24 Mrd. und der
Gemeinden möglicherweise $ 4 Mrd, zusammen $ 156 Mrd., die bezogen
auf ein BIP von $ 280 Mrd. 55% Schuldenquote ergeben. 

Für Ende 2001 darf füglich vorweggenommen werden, dass die natio-
nalen Schulden auf $ 135 Mrd. klettern, sofern der Euro nicht aufwertet,
wie es Cavallo vorwegnimmt, weil dann der Schuldenstand in Peso zu-
nimmt. Die Gliedstaaten dürften $ 26 Mrd. und die Gemeinden $ 4 Mrd.
ausweisen, zusammen $ 165 Mrd. gleich 59% beim gleichen BIP wie 2000.
Argentinien gerät hiermit an den Rand der Schuldenquote von 60% des
BIP laut Maastricht-Vertrag in Europa, möglicherweise sogar darüber je
nach Eurokurs und BIP. Eine Verniedlichung der Staatsschulden ist somit
fehl am Platz, auch wenn Cavallos Erklärung entschieden zutrifft, dass
eine Zahlungseinstellung Argentinien in eine tiefere Rezession stürzen und
niemandem helfen würde. Dieses Szenarium, das Fonds-Vizedirektor Stan-
ley Fischer dieser Tage als dramatisch kennzeichnete, soll verhütet wer-
den, wenn es gelingt, das neue Abkommen mit dem Währungsfonds zu
vereinbaren und danach die Staatsausgaben echt zu senken, während die
Steuereintreibung verbessert wird.
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Einige Zeitungen, besonders
„Ambito Financiero“, brachten am
Donnerstag die Meldung über die
Absicht der Wirtschaftsführung,
ein neues Staatspapier für U$S 20
Mrd. auszugeben, zwecks Tausch
gegen bestehende Titel. Die neu-
en Bonds sollen auf 6, 10 oder 12
und 20 Jahre laufen, mit drei Jah-
ren Karenzfrist (während der we-
der Amortisationen noch Zinsen
gezahlt werden) und  mit einem
Zinssatz, der unter der Rentabili-
tät der bestehenden Staatspapiere
liegt. Was diese Titel attraktiv ge-
stalten soll, ist der Umstand, dass
sie mit Steuereinnahmen des Na-
tionalstaates garantiert und even-
tuell auch mit einer Teilgarantie
der Weltbank versehen werden,
die schon Anfang 1999 argentini-
sche Titel teilweise garantiert hat.
Dem IWF ist es hingegen statuten-
mässig verboten, Garantien für
Staatspapiere auszu-stellen.

Es handelt sich somit nicht um
eine Zwangsumschuldung, wie sie
u.a. der US-Finanzprofessor
Charles Calomiris empfohlen hat
(was sofort den Zorn Cavallos her-
beigeführt hat), sondern um einen
freiwilligen Tausch. Die Inhaber
von Staatspapieren sollen zum
Tausch bewogen werden, weil sie
Rentabilität und kurze Fristen ge-
gen eine viel bessere Garantie ein-
tauschen. Wenn das Schatzamt
zahlt, wie es bei den bestehenden
Titeln der Fall ist, ist die Zahlung
nicht sicher, da die Regierung be-
schliessen kann, nicht zu zahlen.
Wenn die Steuereinnahmen die
Zahlung sichern, so bedeutet das,
dass die Banco Nación den unwie-
derruflichen Auftrag erhält, Zin-
sen und Amortisationen fristge-
mäss zu zahlen. Wenn die Regie-
rung nicht zahlt, so handelt es sich
um eine politische Handlung;
wenn die Bank nicht zahlt, also
den Auftrag nicht durchführt,
dann handelt es sich um eine Un-
regelmässigkeit, für die die Direk-
toren persönlich verantwortlich
sind. Auch kann sich eine Bank
nicht den Scherz leisten, den Zah-
lungsauftrag nicht durchzuführen,
da sie dann faktisch keine Bank
mehr sein würde. Wenn noch eine
Weltbankgarantie hinzukommt,
dann ist es noch besser. Es war
auch davon die Rede, dass die

Die geplante freiwillige
Grossumschuldung

Weltbank die Titel garantiert und
eine Gegengarantie auf der Basis
der Steuereinnahmen erhält. Das
wäre das beste; denn dann wäh-
ren diese Titel „Investment grade“
und könnten zu 6% bei den gros-
sen Investment-Fonds unterge-
bracht werden. 

Für die argentinischen Finan-
zen bedeuten diese Titel nicht nur
eine Verringerung der Zinslast,
sondern eine unmittelbare Erleich-
terung während der kommenden
drei Jahre. Da bei der staatlichen
Buchführung nur gezahlte Zinsen
als Ausgabe verbucht werden, und
nicht auch geschuldete Zinsen,
wie es bei privater Buchführung
der Fall ist, würden die Staatsaus-
gaben in den kommenden Jahren
um bis zu $ 2 Mrd. sinken. Das
erleichtert den Weg zum Budget-
ausgleich. Binnen drei Jahren soll-
te es dann möglich sein, Erspar-
nise bei den Staatsausgaben zu er-
zielen, die durch strukturelle Re-
formen beim Staat erreicht wer-
den, die jetzt angeblich eingelei-
tet werden. Für diesen Zweck wird
jetzt Marcos Makón verpflichtet,
der bis vor kurzem schon diese
Problematik als Staatssekretär des
Kabinettschefs bearbeitete. Unter
López Murphy sollte Manuel So-
lanet sich damit befassen. Abge-
sehen davon, muss man berück-
sichtigen, dass  in den kommen-
den Jahren gelegentlich eine gros-
se Ersparnis eintritt, wenn das
staatliche Rentensystem langsam
zu Ende geht (weil die Rentner
sterben), und die neuen Rentner
von den privaten Kassen bezahlt
werden. In etwa 20 Jahren spart
das Schatzamt dabei an die $ 15
Mrd. jährlich. Es ist also richtig
gedacht, wenn man Staatsausga-
ben hinausschiebt.

Indessen liegt der Fall nicht so
einfach. Vizewirtschaftsminister
Daniel Marx u.a. Mitglieder des
Wirtschaftskabinetts wiesen bei
einer Unerredung mit prominen-
ten Wirtschaftlern am Donnerstag
darauf hin, dass die Gewährung
der Garantie mit Steuereinnahmen
nicht so einfach sei, weil andere
Staatspapiere die Klausel enthal-
ten, dass keine anderen Ttitel mit
besserer Garantie ausgegeben
werden können. Über dieses Pro-
blem grübeln die Rechtsberater

Exit ZB-Chef Pedro Pou
   Das mehrmonatige Kesseltreiben gegen den Präsidenten der Zen-

tralbank, Ing. Pedro Pou, hat dieser Tage bewirkt, dass die Kongres-
skommision den Staatschef anheimstellte, ihn zu entlassen, was Dr. Fern-
ando de la Rúa im Einklang mit seinem Wirtschaftsminister Domingo
Cavallo am gleichen Tag nachvollzog. ZB-Vizepräsident Martín Lagos
trat da-raufhin auch zurück.

Die effiziente Leistung Pous als echter Währungshüter konnte ihn
nicht gegen die Angriffe der Deputierten Carrió und Gutiérrez in Sa-
chen angeblicher Geldwäsche retten, zumal er zuletzt in offenem Kon-
flikt mit dem Wirtschaftsminister Cavallo über dessen betont expansi-
ve Geldpolitik geriet. Die Kongresskommission hielt Pou vor, dass er
als Aufseher der Banken nicht sorgfältig gehandelt, dass er sich angeb-
lich antisemitischer Äusserungen schuldig gemacht und dass er es un-
terlassen hat, verdächtige Geldgeschäfte einiger Banken, insbesondere
der Banco República des Financiers Raúl Moneta, aufzudecken und
vor Gericht anzuzeigen.

Pou vertrat die Ansicht, dass die Zentralbank keine Ermittlungsstel-
le für Geldwäsche, Drogengeschäfte und Steuerhinterziehungen ist, doch
die Kommission ging nicht auf sein Argument ein. Sie glaubt, dass die
Zentralbank alle Finanzgeschäfte der Banken durchleuchten muss, um
sogleich einzugreifen, wenn Verdacht geschöpft wird. Diese Aufgabe
wurde inzwischen einer Sonderstelle im Justizministerium übertragen,
die bisher nichts zu Tage gebracht hat und solchen dubiosen Geldge-
schäften nur auf die Spur kommen dürfte, wenn sie von dritter Seite
angezeigt werden. 

Die Leistungen Pous, den Peso in zehn Jahren nie abgewertet, das
Bankensystem saniert und die Währungsreserven aufgestockt zu ha-
ben, wurden ihm nicht angerechnet. Diese Leistungen, vielfach inmit-
ten heftiger Finanzkrisen und dauernder Gerüchte über angebliche Ab-
wertungen, sind entschieden ungleich wichtiger als die ihm angelaste-
ten Fehltritte in der Bankenaufsicht. Die argentinischen Sparer mögen
sich bei Pou bedanken, dass sie unter seiner Leitung der Zentralbank
nie beraubt worden sind. Sein politisch unrühmlicher Abgang stellt der
argentinischen Politik ein denkbar schlechtes Zeugnis aus, zumal auch
deutliche Vergeltungsspitzen sichtbar wurden.

So wurde Pou auch vorgehalten, dass er der Aufgabe, die Landes-
währung zu verteidigen, mit seinen Vorschlägen zur Dollarisierung nicht
gerecht wurde. Das Dollarsierungskonzept ist sicherlich nicht mach-
bar, geht es doch mit einer Zunahme des Defizits im Schatzamt kraft
Zinsenverlust der in US-Treasuries angelegten Reserven von angenom-
menen $ 800 Mio. einher, doch darf Pou sein Recht nicht abgesprochen
werden, seine Meinung zur besten Währungsverfassung zu äussern. Dass
gegen Pou auch gleichzeitig auf Menem und seine zehnjährige Regie-
rung scharf geschossen wird, entspricht den üblichen Gepflogenheiten
Argentiniens, stets die Vorgängerregierung für allerlei Missstände ver-
antwortlich zu machen.

An Stelle Pous wurde der Bankier Roque Maccarone zunächst kom-
missarisch ernannt, bis der Senat seine Ernennung absegnet. Mit Mac-
carone gelangt ein Bankpraktiker an die Spitze der Notenbank, der sei-
ne Laufbahn in der Banco Río des Konzerns Pérez Companc bis zum
Vorsitz durchlaufen, zeitweise den Vorsitz des Bankenverbandes Ade-
ba ausgeübt und als Finanzsekretär im damaligen Kabinett von Wirt-
schaftsminister Cavallo gewirkt hat, ehe er als Präsident der in den Kor-
ruptionsskandal mit IBM verwickelten Banco de la Nación Argentina
ernannt wurde. Zuletzt wirkte Maccarone als Berater der Banco de Ga-
licia, grösste private Geschäftsbank im Land.

Maccarone dürfte als Bankenaufseher Einsicht in die Bankgeschäf-
te besitzen und vorsichtig agieren, wenn Skandale auftauchen, wie es
immer wieder geschieht. Indessen ist es eine offene Frage, ob Maccaro-
ne als Währungshüter und Verwalter der Konvertibilität auch so effizi-
ent wie Pou wirken mag, zumal Minister Cavallo bisher gezeigt hat,
dass er geneigt ist, die Notenbank zur Geldschöpfung zu verleiten. Ab-
nehmende Bankdepositen und Währungsreserven, neuerdings unter der
bisherigen Schallgrenze von U$S 22 Mrd. gegenüber des bisherigen
Rekords von U$S 27 Mrd. Mitte 2000, ebenso fallender Geldumlauf
von $ 800 Mio., was Käufe von Dollargeldscheinen signalisiert, sind
deutliche Zeichen der Unruhe und des Misstrauens, dass die Konverti-
bilität jetzt nicht mehr so fest in vorgeschriebene Regeln eingebaut ist,
die strikt eingehalten werden. Maccarone wird sich bemühen müssen,
das angeschlagene Vertrauen wieder aufzupolieren.

Zunächst hat er sich gegen die Aufnahme des Euro in die Konverti-
bilität ausgesprochen, die Minister Cavallo am Herzen liegt, aber von
der Öffentlichkeit weitgehend abgelehnt wird. Der Kongress hat hierzu
das letzte Wort, nachdem Präsident de la Rúa bereits darauf verwies,
dass keinerlei Eile besteht.
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des Ministers. Was den Kongress
betrifft, der beim Vollmachtenge-
setz die Möglichkeit der Garantie
mit Steuereinnahmen ausge-
schlossen hat, so seien die Depu-
tierten und Senatoren nicht bereit,
eine allgemeine Garantie zuzulas-
sen, wohl doch eine besondere für
konkrete Fälle. 

Das andere noch ungelöste Pro-
blem ist der Zinssatz. Bei der ge-
genwärtigen Konstellation müs-
sten diese langfristigen Titel mit
einem relativ hohen Zinssatz ver-
sehen werden, da die Basis, näm-
lich die effektive Rentabilität der
bestehenden Papiere, jetzt anor-
mal hoch ist. Marx meinte, dass

zuerst das neue Abkommen mit
dem IWF abgeschlossen werden
muss, über das Cavallo und er An-
fang nächster Woche in Washing-
ton verhandeln werden. Wenn sich
die Gemüter beruhigen und die
Länderrisikorate wieder „normal“
ist, kann über diese Umschuldung
gesprochen werden. Gewiss han-
delt es sich bei der Ausgabe die-
ser neuen Bonds um eine gute
Idee, wobei es auch positiv ist,
dass dies bekannt geworden ist, da
es zeigt, dass die Wirtschaftsfüh-
rung an eine globale Lösung des
Schuldenproblems denkt; aber das
Projekt muss eben noch reifen. 


